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Rechtsextrem istische und neo faschistische—  

Organisationen an den Hochschuilen

"Ausländer kassieren Milliarden - an uns Stu­

denten wird gespart. Wohnraum, Studienplätze 

und BAFÖG zuerst für deutsche Studenten", 

heißt das Motto der im Mai in Hamburg gegrün­

deten Hochschulgruppe der Deutschen Volksunion 

(DVU). Rechtzeitig vor den EG-Wahlen, ermun­

tert durch die Wahlerfolge bei Kommunal- und 

Landtagswahlen, versuchen rechtsextreme 

Gruppierungen an den bundesdeutschen Hochschu­

len erneut Fuß zu fassen und ein durchaus vor­

handenes rochtsextreaes Potential zu reakti­

vieren. In München wurde der Republikanische 

Hochschulverband ins Leben gerufen, in Münster 

strebt der Gesamtdeutsche Studentenverband 

eine offizielle Aufnahme in die Matrikel an, 

in Bochum tauchen Flugblätter der Jungen Repu­

blikaner auf, Hakenkreuze und ausländerfeind­

liche Schmieroien an den Wänden von Seminar­

räumen sind an den Universitäten längst keine 

Seltenheit mehr.

Rechtextreme Organisationen und Positionen an 

den Hochschulen sind keineswegs neu. Hinter 

den"Neugründungen" verbergen sich oftmals alt­

bekannte Namen. Die jetzt vielerorts wiederbe­

lebten Gruppierungen geben sich unpolitisch 

oder "nur konservativ", oft haben nur wenige, 

aber einflußreiche Mitglieder Kontakte zur 

rechtsextremen oder neofaschistischen Szene in 

der Bundesrepublik.

Der bereits erwähnte Gesamtdeutsche Studenten­

verband" (GDS) wurde bereits 1950 als "Verband 

heimatvertriebener Studenten” gegründet und 

verfügt über vielfältige Kontakte zu führenden 

Rechtsextremisten in Europa sowie zu neofa- 

achistiBchen Kreisen in der Bundesrepublik wie 

zum Beispiel zur Wehrtsportgruppe Hoffmann.

Burschenschaften, Corps und Studentenverbin­

dungen fungieren im Kontext der rechten Orga­

nisationen zum Teil als "Einstiegsdroge". Ihre 

Bedeutung liegt offenbar darin, elitäres Be­

wußtsein und Standesdünkel unter Studentinnen 

und angehenden Wissenschaftlerinnen zu ver­

breiten. "Merkmal aller zur Führungsauslese 

Berufenen ist das Sich-nicht-gemein-Machen, um 

in der modernen Gesellschaft jene Gegenrolle 

gegen die Massen spielen zu können", heißt es 

in der Akademica( 1966) und etwas moderner in 

den Burschenschaft!ichen Blättern (3/81): "Es 

ist eine unbsstreitbare Tatsache, daß 50-60X 

der an bundesdeutschen Universitäten immatri­

kulierten Studenten dort schlechterdings 

nichts verloren haben."

Der neofaschistische Ring freiheitlicher Stu­

denten (rfs) rekrutiert seine Mitglieder in 

erster Linie aus Burschenschaften. Seine Grün­

dung geschah 1977 durch den Vorsitzenden der 

Deutschen Burschenschaften, Mitglied der Danu- 

bia München: "Wir sind dazu übergangen uns un­

ter dem Namen ‘Ring freiheitlicher Studenten' 

eine eigene Basis zu schaffen", erklärte die­

ser in der Zeitschrift "Der Beobachter". Der 

ehemalige Vorsitzende des rfs (bis 1987) ist 

heute wiederum Beisitzer im Bundesvorstand der 

Republikaner und Mitbegründer des Republikani­

schen Hochschulverbandes. Zahlreiche rfsler 

sind Autoren in rechtradikalen Zeitungen wie 

"Mut" , "Student" , "Junge Freihe11" , "Cri- 
ticon".

Die Einwirkung auf Studien- und Wissenschaft- 

Inhalte ist erklärtes Ziel des Repu­

blikanischen Hochschulverbandes, der nicht nur 

Studentinnen, sondern auch gezielt Hoch3chul-



lehrerlnnen anaprechen will. In einigen Orten, 

bo in Bochum, sollen sogenannte ”akademische 

Zirkel" eingerichtet werden, die Intellektuel­

len die Möglichkeit geben aoll, Kontakt zu den 

Republikanern aufzunehmen, ihre "intel­

lektuellen Defizite" (wie sie es selber be­

zeichnen) aufzuarbeiten und den Republikanern 

weiteres Ansehen zu verschaffen.

Bicher hatten rechtsextreme Organisationen an 

den bundesdeutschen Hochschulen keinen Erfolg, 

die übargroßo Mehrheit der Studentinnen, 

WissenBchaftlorlnnen und Hochschullehrerlnnen 

lohnen Methoden und Zielsetzungen dieser Grup­

pierungen ab. Das eigentliche Problem besteht 

also weniger in dem Auftreten organisierten 

Rechtsradikalismus als in der Verbreitung 

ideologischer faschistoider Grundmuster und 

deren Einflußnahme auf Lehr- und Forschungsin­

halte, insbesondere auf Menschenbild und wis­

senschaftliche Grundpositionen.

Ausgangspunkt eines rechtsextremen Menschen­

bildes ist dabei die Dominanz der genetischen 

Anlagen, gleichzeitig wird die menschliche 

Evolutionsgeschichte als unabgeschlossen ange­

sehen. Ungleichheiten zwischen Inviduen und 

Völkern, soziale Ungleichheiten, werden ausge­

hend von diesem Postulat als "natürlich" defi­

niert. Hierarchische Ordnungen, Eliten werden 

auf diese Weise legitimiert und zu einer "na­

türlichen Konstante" jeder neuzeitlichen Ge­

sellschaft erklärt. Das "Prinzip des Stärke­

ren" - ein zentraler Bestandteil rassistischer 

Argumentationen tritt im Gewand des "Begab­

ten" und "Leistungsfähigsten” auf. Einer an 

dieser "Ungleichheit" orientierten Politik ist 

demnach nicht nur die natürlichste, sondern 

auch die "einzig humane". Mit dem "Recht auf 

Verschiedenheit" setzen sich die "neuen Rech­

ten" zwar vom nationalistischen Konzept der 

Rassenhierachie ab, begründen aber zugleich 

auf "zeitgemäße" Weise "Nationalismus" und 

"KulturrassiBmus": "Jedes Volk, also auch das 

deutsche Volk, hat ein natürliches recht auf 

Erhaltung seiner Identität und Eigenart in 

seinem Wohngebiet", heißt es in Heidelberger 

Manifest (zit. n. FR, 4.3.82), das von zahl­

reichen Professoren unterzeichnet wurde und 

vom r.f.s. sowie Burschenschaften, wie der 

Germania vertrieben werden.

Die Sensibilität gegenüber rechtsextremen Po­

sitionen in der Wissenschaft ist wohl eher als 

gering zu bezeichnen. So entschieden sich zum 

Beispiel in einem Jura-Sem1nar bei einem fik­

tiven Asylverfahren 59 von 60 Studentinnen für 

die Ausweisung des Betreffenden in der An­

nahme, daß der Professor (der diese Auffassung 

vertrat), die Arbuit sonst schlechter bewerten 

würde.

Rassistisch-konservative Ideologiemuster haben 

auch deswegen einen subtilen Wirkungskreis, 

weil sie an unmittelbaren Lebenserfahrungen 

und gegenwärtige Wertvorstellungen ansetzen. 

Die Zeitschrift Münchener Freiheit (Münchener 

Ausgabe der Jungen Freiheit) beeinhaltet neben 

aktuellen Interviews mit führenden Mitgliedern 

der NPD und den Republikanern, Artikel zur so­

zialen Situation der Studentinnen, Rezensionen 

des Vorlesungsverzeichnisses, Kurzartikel zu 

Vorhaben des Bundesbildungsbildungsministers 

Möllemann und zur Umweltproblematik.

Die neugegründete Arbeitsgruppe Antifaschismus 

der Vereinigten deutschen Studentinnenschaf ton 

(vds) will sich daher zunächst darauf be­

schränken, Informationen über rechtextreme und 

neofaschistische Gruppierungen an den Hoch­

schulen zu sammeln und zu veröffentlichen so­

wie über Ziele und Charakter aufzuklären. Nach 

wie vor fehlt eine wissenschaftliche Analyse 

über sozial-ökonomische und politisch-ideolo­

gische Hintergründe und Ursachen für zunehmen­

den Rassismus und Wahlerfolge rechtsradikaler 

Parteien. Dieser Aufgabe müssen sich sich I 

Hochschule, Wissenschaft und Lehre annehmen. 

Antifaschistische Arbeit beeinhaltet jedoch 

mehr, es geht darum rechtextremen Ideologien 

etwas entgegenzusetzen: dem Bild von der na­

türlichen Ungleichheit der Menschen und Rassen 

das Ziel gleicher Lebenschancen für alle, dem 

Bild von der Wesensbestimmung der Frau als 

Mutter, das Ziel der Befreiung der Frauen von 

Rollenfestlegungungen, dem Bild von der hier­

archisch strukturierten Volksgemeinschaft das 

< Ziel einer Demokratisierung der Gesellschaft. 

Antifaschistische Arbeit auf der Hochschule 

muß deshalb darauf drängen, daß Wissenschaft 

und Forschung eine humanistische Alternative 

entwickeln zu Massenarbeitslosigkeit, neuer 

Armut, Bewältigung der Umweltprobleme etc. Ihr 

eigentliches Thema ist also die Auseinander­

setzung mit Lehr- und Forschunqsinhalten, mit

der_Ausrichtung der Wissenschaften. Insofern

ne.lht....sich__ die Arbeit antifaschistischer In­

itiativen an der Hochschule in die aktuellen 

hochschulpolitischen Debatten ein.

Anja Maschinsky, 

Koordinierungsausschuß VDS)
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Burschenschaften

E i n l e i t u n g

Geschichte der Burschenschaften und Studentenverbindungen

• r

Burschenschaften und Studenten­

verbindungen basieren auf den 

Landsmannnschaften des späten 17. 

Jahrhunderts. Aus diesen Lands­

mannschaften entwicklten sich 

Ende des 18. Jahrhunderts die 

Corps, die nur dem Adel■offen­

standen. 1815 bildete sich in 

Jena die sogenannte Urburschen- 

schaft - wohl in Anlehnung an die 

Französische Revolution mit den 

Zielen: "Freiheit, Gleichheit, 

Bürgerlichkeit". Diese Burschen 

aren zum Teil Kämpfer des ehema­

ligen Freicorps Lützow und aus 

der Uniform dieses Freicorps 

bildeten sie ihre Fahne "Schwarz- 

Rot-Gold". Ihre Hauptziele waren 

Beendigung der Kleinstaaterei, 

freie Wahlen und die Einrichtung 

eines Parlaments.

1889 gründeten sich der "Verein 

deutscher Studenten" und der 

Kyffhäuserbund, beides bereits 

Verbindungen, die von Anfang an 

einen Arierparagraphen in ihrer 

Satzung hatten, wonach nur Deut­

sche und Deutschstämmige aufge­

nommen werden durften. Gleich­

zeitig distanzierten sich die 

Burschenschaften und Studenten­

verbindungen von ihren revolu­

tionären Traditionen.

In den Jahren vor dem ersten Welt­

krieg waren die Burschenschaften 

die ersten, die den Krieg propa­

gierten; einige Verbindungen be­

reiteten sich schon seit 1910 auf 

den Krieg vor.

3ei Kriegsbeginn stellten die 

Verbindungen teilweise ganze Ein­

heiten. Von den Burschenschaft-

Auf dem Wartburgfest von 1817 ver- lern wurde die freiwillige Mel-

brannten die Burschen neben den 

Symbolen der alten Herrschaft 

reaktionäre Schriften. Jahn, der 

Gründer der Turnervereinigungen 

schrieb hierzu: "Es gibt Bücher 

genug, die von Henkershand samt 

ihren Verfassern verbrannt zu 

werden verdienen!".

Kurz nach dem Wartburgfest wurde 

kon dem Burschenschaftler Sand 

der Schriftsteller Kotzebue als 

angeblicher russischer Spion er­

schossen. Dies und die versuchte 

Stürmung der Frankfurter Kaupt- 

wache durch Burschen waren Anlaß

zum Verbot der Burschenschaften. 

Koch 1848 vertrat die Überwiegen­

dung zum Krieg erwartet; wer dies 

nicht tat, wurde aus den Verbin­

dungen ausgeschlossen.

Auch 1918 kämpften Burschenschaft- 

jler in den Freicorps zur 'Be­

freiung' Estlands, Lettlands und 

:Litauens, während im Deutschen 

{Reichs selbst sich die Verbindun- 

j gen durch paramilitärisches Trai- 

•ning auf andere Auseinander­

setzungen vorbereiteten. Offizi­

ell stellten sie sich zwar auf 

•die Seite der Regierung (in deren 

Reihen viele 'alte Herren' waren), 

sie unterstützten jedoch jeden 

Aufstand, der das Ziel der Wider­

einführung der Monarchie hatte.

de Anzahl der 3urschen fortschritt* Weiterhin beteiligten sich Stu-

liche Ziele. Durch die Errichtung 

des Deutschen Kaiserreichs 1871 

sahen sie jedoch ihre bisherigen 

Siele erfüllt. Es galt nun, daß 

Erreichte zu sichern. So wurden 

aus den ursprünglichen Verbindun­

gen mehr oder weniger schnell eli- übt. 

täre Zirkel, die sich staatstra­

gend verhielten. Gelegentliche 

Ausfälle im Universitätsbereich 

wurden nur milde bestraft - sel­

bige Bestrafungen galten sogar 

noch als Ehrenstrafe.

dentenverbindungen und Bruschen- 

schaften an der Liquidierung der 

bayrischen Räterepublik; die hier­

bei verübten Massaker unter An­

hängerinnen der Räterepublik 

wurden maßgeblich von ihnen ver-

In der Zeit von 1920-1933 ent­

wickelten die Burschenschaften 

einen Terror, der mit dem der ha- 

tionalistischen Kampfbünde LA und «. 

SS z/u vergleichen ist. Am Fatsch-
’i

versuch von Hitler 1923 in .lochen 

beteiligten sie sich aktiv, i e 

Deutsche Burschenschaft schieb 

hierzu Ende 1923: "Am 9. lJovunber 

sind in Küchen 20 deutsche Männer 

für Volk und Vaterland^gefallen.

(...) Möge über den Müchner Grä­

bern das Gelöbnis aller wahren 

Deutschen zur Einheit verbinden,

nicht zu rasten und zu ruhen, bis 

Deutschland frei wird. (...) Wir 

bekennen mit Stolz, daß in den 

Verbänden (NSDAP (...), die am * 

Putsch teilnahmen) sich Burschen­

schaftler befinden!".

Schon 1930 nahmen Burschenschaft­

ler in Farben und mit Fahnen an 

den Sonnenwendfeiern der NSDAP 

teil. Die sog. Machtübernahme 

selbst war für die Verbindungen 

kein Einschnitt, da sie auch ak­

tiv hierzu beigetragen hatten.

Von allen Verbänden wurde sie un­

eingeschränkt begrüßt. Schon im 

Mai 1933 waren die Kooperierten 

des K3CV gleichzeitig Mitglieder 

der SA, die anderen Verbände folg­

ten diesem Beispiel.

Daß die Burschen nicht einfache 

Mitläufer waren, sondern in vie­

len Bereichen des Faschismus 

durchaus richtungsweisend auf­

traten, zeigt sich schon 1933 

in der "Aktionswoche: Wider dem 

undeutschen Geist". Aus dem Auf­

ruf der Studentenverbindungen 

hierzu:

"J&er deutsche Volksgenosse säu­

bert seine Bücherei von derarti­

gen durch eigene Gedankenlosigkeit 

hineingelangten Schriften!

J^er deutsche Volksgenosse säu­

bert die 3ücherei seiner Bekann­

ten und sorgt dafür, daß ausschließ­

lich volksbewußte Schriftum darin 

heimisch ist. Denn wir wollen 

gegen Schmutz und Schund, aber 

für volksbewußtes Denken und Füh­

len (sorgen)".



1936 löste der Kösener Senioren 

Conventsverband seine Aktivitas 

auf und bildete den Verband Alter 

Korpsstudenten. Alle bisherigen 

Burschen wurden automatisch zu 

alten Herren. Uber die Namens­

änderung hinaus gab es keinerlei 

(strukturelle) Veränderung. ,

1933 verkündete die Deutsche Bur­

schenschaft

"Das Ziel der Deutschen Burschen­

schaften, die Einheit und Macht 

des Deutschen Volkes , ist durch 

den Führer und die NSDAP in einer 

Weise erreicht-, wie es sich die 

Männer des V/artburgfestes 1917 

nicht schöner hätten denken kön­

nen. Für dieses Ziel zu kämpfen 

hat die DB nicht mehr nötig. Das 

Erreichte festzuhalten, ist nicht 

ihre Aufgabe, sondern die Aufgabe 

der NSDAP. Die D3 hat infolge­

dessen keine A.ufgabe mehr. Sie 

kann dem großen Gedanken ihrer 

Gründer nur gerecht werden, wenn 

sie sich der NSDAP angliedert, 

die das erreicht hat, und das ver- 

teiligt, wofür die Burschenschaft 

über ein Jahrhundert gekämpft 

hat. (...) Nach über 120 Jahren 

Kampf für Freiheit, Ehre und Va­

terland übergibt die Deutsche 

Burschenschaft ihre Burschenschaf­

ten, Fahne und Tradition dem Na­

tionalsozialistischen Deutschen 

Studentenbund zu treuen Händen." 

Spätestens seit 1939 arbeiteten 

alle Kooperationen innerhalb der 

Gliederungen der NSDAP - mit 

Ausnahme einiger jüdischer und 

weniger katholischer Studentenver­

bindungen. Zu einem generellen 

Verbot der Organisationen kam es 

nicht. Lediglich folgende Anord­

nung wurde von der NSDAP erlassen: 

"Im Interesse einer einheitlichen 

Ausrichtung des Studententums 

verbiete ich hiermit Parteigenos­

sen und Angehörigen•von Gliederun­

gen der Partei, die noch auf 

deutschen Hochschulen studieren, 

die Mitgliedschaft bei einer noch 

bestehenden studentischen Ver­

bindung oder Vereinigung." Dies 

ist das einzige Verbot; und die­

ses verbietetnatürlich nicht die 

Existenz von Verbindungen.

1 44 endlich traten die Altherren­

verbände geschlossen der NSDAP 

bei. "

Nach 1945 waren die Burschenschaf­

ten von den Allierten zunächst 

verboten. 1948 beschloß die West­

deutsche Rektorenkonferenz zum 

Thema Burschenschaften: "Im Bilde 

der kommenden studentischen Ge­

meinschaft wird kein Platz mehr 

sein für Veranstaltungen von Men­

suren, die Behauptung eines beson­

deren studentischen Ehrbegriffs, 

die Abhaltung geistloser *und lär­

mender Massengelage, die Ausübung 

einer Unfreiheit liehen Vereins­

disziplin und das öffentliche 

Tragen von Farben. Die Universität 

wird auch die Trennung von ihrer 

Seite aus vollziehen." Die Zu­

lassung von Kooperation stand dann 

jedoch im Ermesen eines jeden 

Rektors oder Präsidenten, so daß

es schon bald zu einer Reorgani­

sation des Verbindungsunwesens 

kam.

1949 gründet sich die "Karburger 

Arbeitsgemeinschaft Deutscher 

Studentenverbindungen" als Vorform 

der Deutschen Burschenschaft und 

als Arbeitsauschuß des KSC; 1950 

wird die Arbeitsgemeinschaft wie­

der zur Deutschen Burschenschaft. 

Ebenfalls 1950 gründet sich der 

Carteilverband Katholischer Deut­

scher Studentenverbindungen.
i

1951 kommt es zur V/Üderbelebung 

des KSCV und zum Zusammenschluß 

der Landsmannschaften und Turner­

schaf ten im Coburger Convant.

In letzter Instanz entscheidet 

1953 der Bundesgerichtshof, daß 

das Mensurschlagen straffrei ist, 

da es kein Zweikampf und nicht 

sittenwidrig sei. Ein Jahr später 

verbietet das Oberverwaltungsge­

richt Münster der Universität ihre 

Maßregelung farbentragender Ver­

bindungen. Im gleichen Jahr fällt 

die SPD einen Unvereinbarkeitsbe­

schluß betreffend der Mitglieds­

schaft in Burschenschaften. Mit zu­

nehmender Orientierung auf die Über­

nahme der Regierungsverantwortung 

wird dieser Beschluß 1967 wieder 

aufgehoben.

j.
i

Spätestens seit Mitte der 50er 

Jahre agieren die Burschenschaften 

wieder offen nationalistisch. Maß­

gebliche Unterstützung erfahren sie 

hierbei von den etablierten Parteien 

und von einem Großteil der Standes­

organisationen.

Heute zählen ca. 1200 Verbindungen 

ungefähr 50 CCO Studentinnen (es 

gibt auch Verbindungen, die Frauen j' 

aufnehmen oder welche nur fürA 

Frauen) und 175 000 *alte HerSn', 

die in über zwanzig Dachverbänden 

zusammengeschlossen sind.

Die wichtigsten Dachverbände sind:

- Kartellverband Katholischer 

Deutscher Studentenvereine (KV); j 

nichtschlagend/nichtfarbentra­

gend; ca. 150 Verbindungen;

21 000 Mitglieder

- Carteilverband Katholischer 

Deutscher Studentenverbindun­

gen (CV); nichtschlagend/ far­

bentragend; ca. 117 Verbindun­

gen; 33 000 Mitglieder

- Deutsche 3urschenschaft(D3); 

schlagend/farbentragend; ca.

135 Verbindungen; ca. 26 000 

Mitglieder ^

- Kösener-Senioren-Verband (KSCV) 

(für die Universitäten) und 

Weinhelmer-Senioren-Convent 

(VSC) (für die TH's); schla­

gend/farbentragend; ca. 150 Ver­

bindungen

- Coburger Convent (CC) (Dach­

verband der Landsmannschaften

und Turnerschaften); schlagend/ j 
farbentragend; 94 Verbindungen;

o e /ie  -<>

Gesamtdeutscher Studenten verband

Ihr Hauptanliegen lat nach eigenen Worten die Wiedervereinigung 

Deutschlands -  die eigene Imagepflegc bemüht sich darum, als lediglich  

aufrichtig” konsequente V ertre ter dieses fundamentalen Anliegens unseres 

Grundgesetzes dazustehen.

In eigenen ruhllknilnncn wird teilw eise eine Art von Rhetorik gepflegt. 

die einen “in te llek tu e ll-ko n serva tiven  Anspruch’  zu dieser Problematik 

ankllngcn lassen soll; nach eigenen Worten “beschränken sich (Seminare) 

als Forum der Meinungen auf in te lle k tu e lle  Klärung und Anregung“ (CDS- 

Informatlon Sommer 87). M it '--dem Wledcrverelnlgungsgedankcn gehen 

Jedoch Vorstellungen Hand In Hand, die nicht mehr als “demokratischer 

Konservativismus" to lerie rt werden können. Auf einem eigenen F lugb latt, 

welches der Selbstdarstcllung der eigenen Vorstellungen, der Ziele und 

Zielsetzungen und der Arbeitsweise d ien t, prangt zunächst nur folgen­

der Leitspruch samt U ntertite l

Im folgenden werden Ideologie -  sowohl die o ffiz ie ll propagierte als auch 

die tatsächliche -  des GDS. dessen historischer Werdegang und seine 

Bedeutung und Rollo Im rechten Spektrum einer näheren Betrachtung 

unterzogen.

I
Vorweg möchte Irh zugeben und auch deutlich darauT htnwelson. daß 

gerade Bedeutung und Rolle nur sehr schwer exakt und eindeutig abge- 

achätzt werden können. Der Boknnnthcltsgrad dos GDS (als geschlossene 

Organisation) Ist vergleichsweise gering (In  Relation z.B. mit dem “rrs*. 

siche auch Info .1/88). Jedoch finden sich GDS-Mitglieder Immer wieder In 

anderen rechtsextremen Organisationen sowie bei Veranstaltungen und 

“Aktionen“ dieser Szene wieder. Es scheint aus diesen Gründen kaum 

möglich (und wäre in diesem Sinne auch ein unsinniger Ansatz), den CDS 

isoliert beurteilen und mit e iner “abschließenden Gesamtnote* hinsicht­

lich des Produktes aus Ideologie und A ktiv itä te n  zu bewerben zu wollen 

-  a ller Querverbindungen wegen kann keinesfalls davon ausgegangen 

werden, daß der GDS Im rechtsextremen Spektrum aufgrund seiner selten  

Isoliert auftretenden Präsenz ein Irre levan te r Faktor ist.

ZUR GESCHICHTE DES GDS

Unter der Überschrift “Wer Is t der GDS?“ erfährt m an/frau folgendes:

♦  Gründung des GDS e.V. bereits 1950 a ls -V erb an d  Heimatvertriebener 

Deutscher Studenten (VHDS) ...

♦  Das weitere d irekt aus dem Orig inal: ,

•
 Zu Beginn der 60er Jahre wurde War. daß die Eriebnisgeneration in absehba- 

rer Zeit die Universität durchlaufen haben würde, also neue Formen gefun­
den werden mußten, um ostdeutsches Erbe und gesamtdeutsche Zielset­
zung im studentischen Bereich aufrechtzuerhalten. Der VHDS benannte sich 
so 1964 in Ostpolitischer Deutscher Studentenverband e. V. (ODS) um. 
definierte seine Ziolgruppo nach dem Bekenntnis- statt nach dem Herkunfts­
prinzip neu und verlegte den ArbeitsSchwerpunkt vom sozialen in den politi­
schen Bereich. 1904 erfolgte eine erneute Umbenennung: Aus dem ODS 
wurde der GDS. der Gesamtdeutsche Studentenverband. Ein neuer Name, 
der für eine unveränderte Zielsetzung spricht: die Wiedervereinigung 

Deutschlands.

Im GOS sind folgende Bünde aktiv:

— Studentenring Ostpreußen (SRO)
— Studentischer Arbeitskreis Schlesien (SAS)

. — Danzig-Westpreußische Studenteninitiative (DWS)
— Studentischer Arbeitskreis Mitteldeutschland (SAM)

. — Hochschulring Pommern (HRP)

Hochschulgruppen existieren u. a. in Aachen, Bielefeld, Bonn, Braun­
schweig. Emden. Essen. Frankfurt am. Main. Güttingen. Hamburg. Hildes­
heim. Karlsruhe, Kassel. Köln, Marburg. München, Münster, Niederrhein 

(Krefeld). Offenbach. Osnabrück und Wilhelmshaven.

Folgende, im Flugblatt nicht Hufgcführten Tatsachen aus der geschieht. -  

llrhen Entwicklung des GDS. weisen auf die Verknüpfungen zu der ex tre ­

men Rechten fast, von Anbeginn des Bestehens hin:

♦  Der ODS (seit 1964. s.o.) unternimmt gemeinsame Aktionen mit dem 

(1954 gegründeten) “Hund Heimat treuer Jugend* (IU IJ) -  zum RIIJ sei hier 

auf voraiisgegangene Infos, insbesondere Info 2'HS verwiesen.

♦  El» ODS-M llgllcd. nämlich Sven Thomas Frank (a lias  Alexander 

Epstein). Ist IOf.R an der Gründung der “Außerparlam entarischen M itar­

beit“ (M ’M) ln W est-Berlin , einer der “erstem Zellen der späteren 'Neuen 

Rechten'“ (Fe it. Neue Rechte) beteiligt: gemeinsame Aktionen v m  ODS 

und APM folgen.

i ♦  Auch iin Vorfeld der neofasclilstisehen “Aktion widerstand“ e rb itte t  

der ODS mit (ebenso Ende der 60'er).

♦  Ab 1970 wird das Schülorrefcral des ODS aufgeliaut. Die Leitung liegt 

bei Hans Michael Fiedler, einem OUS-Vcrtrauonsralsinltr.lied. später 

Bundesgesrhäftsführcr des “Studcnlcnbund Schlesien“, Funktionär und 

Bundestagskandidal der NPD. heute nach wie vor im diesem Umfeld aktiv  

u.a. als Autor rechtscxlrcm cr Publikationen.

♦  Aus späterer Zeit sind Kontakte zu Personen der “Wehrsporlcruppe 

Hoffmann* b/.w. gemeinsamer Aktionismus (Verprügeln von Cogcn- 

demonslrannten) bekannt. Rechtsanwalt des beteilig ten ODS-Mitglledes in 

dieser Sache war übrigens Martin Mußgnug. der llundesvorsltzendc der 

NPD.

DIE ZIELE DES GDS

Dazu zunächst wieder O -Ton  

(Fa ltb la tt des GDS)

“Was will der GDS"*:

Dar GOS ist »ine Vereinigung von Studenten und Schülern, die sich zu fol­

genden Zielen bekennen:
— Wiedervereinigung Deutschlands,
— Selbstbestimmung für alle Deutschen. #

— gerechte Lötung für den Deutschen Osten.
— gerechte Regelung dea Verhältnis»»» zu den östlichen Nechber-Vbl- 

kern und -Staaten.
— Gestattung einer dauerhaften europäischen Frieden »Ordnung hx Frei­

heft.

Oie Teilung Deutschlands kann nicht das fetzte Wort der Geschichte sein. 
Vier Jahrzehnte nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges können Oe Deut­
schen in der Bundesrepublik mit Stolz auf ihre Leistungen bücken. Sie haben 

durch den Aufbau eines freiheitlichen, demokratischen und sozialen Rechts­
staates das Ansehen der Deutschen in der Wett wnederhergesle« und sind 
md Hilfe der Sozialen Marktwirtschaft zu enem  unvorhersehbaren W otteiaad- 
gelangL Die daraus resultierende herausragende SteSung der Bundesrepu­
blik bringt aber auch eine besondere Verantwortung mit »ich. eine Verantwor­
tung auch für jene Deutsche, die heute im sowjetischen Machtbereich leben 
müssen, »ine Verantwortung für das ganz» Deutschland, dessen Wiederver­

einigung »in Gebot des Rechts und der Gerechtigkeit isL N u  in der Bundes­

republik Deutschland können die Deutschen ihr» Interessen wahmehmen. 

Oer GOS wiO durch seine Arbeit eenen Beitrag dazu leisten, daß junge Mitbür­

ger diese Aulgabe erkonnen und wahrnehmen.

Der GOS veranstaltet regelmäßig Seminare in einer Stärke von 25 tks SO 

Teilnehmern zu folgenden Themen:
— Kultur und Geschichte (z. 0 . .Literatur im geteilten Deutschland*. .Deut­

sche Geschichte nach 1945*)
— Deutsche Provinzen (z. 8 . .W as ist Schlesien7*. .Das Preußenlend*)
— Wettentchsulfche Crundfregen (z. B. .Wehrhaft» Demokrat**, .Konser­

vatismus*)
— Deutschlandpolitik (z .B . .Deutsche Frag» — Deutsche Antworten*. 

.Wege zur Wiederherstellung Deutschlands*)

— DOR (z. B. .Jugend in der DOR*)

D«r GOS artreitet überparteilich und gehört dem Bund der Vertriebenen als. 

außerordentlicher Mitgliedsverband an.
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Wieder wird auf das (konservative) Demokratlubekcnntnls Wert gelegt: Ks 

klingt fast beiläufig, wie der Begriff des 'fre ih e itlich en , demokratischen 

und sozialen Rechtsstaates* Im Text erscheint, der Sozialen M arktw irt­

schaft. dem daraus resultierenden Wohlstand wird (au f Implizite Weise) 

ein g ro ß en  l.ol» ausgesprochen, kurz: es is t die Selbstverständlichkeit, mit 

der diese Begriffe benutzt werden, die au f volle Loyalität zum demokra­

tischen System schließen lassen soll. Bedonkllch allerdings, was unter 

'gerechten Losungen", 'gerechten Regelungen' zu verstehen ist oder was 

sich h in ter dem T iie l 'Deutsche Frage -  Deutsche Antworten* für eine 

Ideologie verbergen mag. Bel den für Jugendliche ab 15 Jahren offenen 

Seminaren treffen wir wieder häufig a u f Cemeinschaftsveranstaltungen 

m it Gruppen oder Organisationen, die sich -  ebenso wie die Themen -  Im 

vcrschwlmmcnden und nicht *saubcr" trennbaren Grenzbereich zwischen 

Konservativismus und rechtsextremen Gedankengut bewegen. Aus dem 

Jahre 1987 sind da zum Beispiel der am 23. bis 25.1. gemeinsam mit der 

Burschenschaft Germania durchgeführte *2. Marburger Diskurs 'Konserva­

tivism us'* zu nennen; vom 23. bis zum 25.10 wurden gemeinsam mit der 

Münchener Burschenschaft Danubia (schlagende Verbindung Wahlspruch: 

Ehre. F re iheit. Vaterland; Mitglied in der "Deutschen Burschenschaft*) 

die *6. Bogenhausencr Gespräche* (Thema: "Radikale Ä sthetik*) ver­

anstaltest.

Vom 1 3 .-15 . März 87 wird das erste GDS-Scmlnar ln Österreich zusammen 

m it der Salzburger Burschenschaft Germania veransta lte t, das Thema: * 

Österreich und die deutsche Nation". Der GDS resümiert:

'A ls  ein Ergebnis dieser ersten Salzburger Gespräche, die Im 

nächsten Jahr sicherlich eine Fortsetzung erfahren werden, 

bleibt sicherlich festzuhalten, daß tro tz  getrennter Wege eine 

In Jahrhunderten gewachsene nationale Gemeinschaft nicht in 

wenigen Jahren zerstört werden kann. Gemeinsame Abstam­

mung. ethnische G leichartigkeit, gleiche Kultur sowie sozln- 

ökonomische Verhältnisse bedingen ein Fortbestehen der 

Nation auch über den T e ils ta a tc n .'

M it gleichem Tenor. Jedoch globaler, schließt auch Dr. A. Hartmann vom 

Fraktlonssekre laria t der Christdemokraten Im Europäischen Parlament 

seinen Vortrag ln Aachen beim Seminar über "Westeuropäische Integration 

und Wiodorverclnlgungsgehot* mit der Forderung,

WEITERE AKTIV'TATEN

Deutlich wird auch einiges bei der näheren Betrachtung einiger weiterer 

konkreter A k tiv itä te n  des GDS. Dazu (und zum Sclbstvcrständnis) 

zunächst wieder aus der GI)S-elgenen Schrifl ("Was macht der GUS?"):

\ \ £ l s m a c h t  d e r  G D S ?

Der Gesamtdeutsche Studentenverband beteiligt sich an der politischen Wil­
lens- und Meinungsbildung an Universitäten und Schulen der Bundesrepu­
blik Deutschland. Er sieht es als seine Aufgabe an. Schüler und Studenten 
über die Deutsche Frage zu informieren und sie für das Ziel der Wiederver­
einigung Deutschlands zu einem demokratisch'verfaßten Staat zu gewin­
nen. Er führt zu diesem Zweck überregionale und {z. B. in Göttingen, Köln 
und München) regionale Seminarveranstaltungen durch und verbreilel sei­
ne Publikationen vor allem zu Fragen der Deutschlandpolitik. Die Hochschul- 
gruppen des GDS treten mit örtlichen Veranstaltungen und Flugblattaktionen 
an der Universität an die Öffentlichkeit Als Mitteilungsblatt gibt der GOS 
Zeitschrift .GDS-Information* heraus.

Der GDS organisiert für seine Mitglieder die Teilnahme an Vertriebenentref- 
fen aller Größenordnungen.

Der GDS betreibt eine Offenttichkeits- und Bildungsarbeit, deren Kosten nicht 
auf seine Mitglieder abgewälzt werden können, da es sich um nicht erwerbs­
tätige Schüler und Studenten handelt Er erhält in begrenztem Umfang öf­
fentliche Mittel, die jedoch unter der Voraussetzung zugewiesen werden, daß 
der Verband den überwiegenden Teil — derzeit ungefähr 2/3 — der Kosten 
seiner Seminare eigenständig finanziert. Er ist somit auf weitere Unterstüt­
zung angewiesen. Alle Funktionsträger des GDS arbeiten ehrenamtlich; der 
GOS Ist vom Finanzamt Bonn als gemeinnützig anerkannt: Spenden sind, 
.also steuerlich abzugsfähig.

M aß die Deutschen sich au f Ihre übernationale deutsch-  

römlschu Koichsiiioo besinnen müßten, um der historischen 

gesamteuropäischen und deutschen Brückcnfunktlon gerecht zu 

werden.*

Autoaufkleber vom GDS

Als Teilnahme an V crtrlebenentreffen sei hier das Schlesiertrcffen a 

I5 ./16 .6 .85  erwähnt: Der GDS v erte ilt dort F lugb lätter, des weiter« 

machen dort auch die -Nationalistische Front* (NF), die ‘ Notvcrwaitui 

des Deutschen Ostens* u.a. Propaganda.

K. Hirsch schreibt dazu, der GDS werde von rechten Vertriebener 

verbänden als ‘ In te lle k tu e lle  Nachwuchsorganisatlnn ... gehegt ur 
gepflegt*.

Am 1.9.84. also Im Jahr der Umbenennung, führt der GDS in Uonn sein 

Jahreshauptversammlung durch -  auf dom Bonner Kaiserplatz kommt « 

zu Ausschreitungen, bol denen M itglieder der *w| klng-.lugend* un 

anderer rcchtsextrcm-’ r Jugendorganisationen Punks angrelfen. von denc 

vier schwer v e rle tz t werden. Fünfzehn Rechtsradikale werden fostgenom 

men. vier davon sind M itg lieder des COS. -K la rtex t*, das Organ der Nf 

dazu: "Wie ein Tornado fegten deutsche Recken durch das P unker- un 

A ntifa -G esindel...*. An dem Seminar seihst nahmen auch Mitglieder de 

Bielefelder NF und des r.f.s . (siche auch Info 3 /8 8 ) aus Münster un 
Köln te il.

Ereignisse und Entwicklungen um den GDS sind In einer Arbeit von A. 

Maegcrl« und P.Kreuz ('Rechtsextrem istische Studcntcnorganlsatlonen an 

bundesdeutschen Hochschulen -  im besonderen der 'Gesamtdeutsche 

Studentenverband' (CDS)') dargcstellt. Ein T e il dieser Arbeit, der die 

Jüngsten Entwicklungen übersichtlich beschreibt, soll deshalb -  wieder 

werden auch die 'guten Beziehungen' zur extremen Rechten (ln  Europa) 

ersichtlich -  hier auszugsweise wlcdorgcgehon werden:

In  A p r il 1987 w ird  man s c h lie ß l ic h  bundesweit auf 

den CDS aufmerksam. So s t e l l t e  der rechtsextrem e  

Studentenverband in  diesem  Monat e inen  Förderungs­

a n tra g  aus B und esm itte ln  fü r  e in  europaw eites  T re f ­

fen  mit R e c h ts ra d ik a le n . Auf p a rlam en ta risch e  

Anfrage von Konrnd Ö lig e s , SPt'-Mdb und M itg lie d  des 

Pundestagsausschusses fü r  Jugend, F a m ilie  und 

Gesundheit kan heraus, daß m it DK 1 .2 0 0 , -  S ta a ts -  

g e ld trn  d ie  R eisekosten von R e c h ts e x tre n is te n  aus 

C ro ß b rita n n ie n , B e lg ien  und der B undesrepublik  

bezuschußt werden s o l l te n .  So waren a u f den Cemeln- 

tc h a fts s e n in a r  ''Volksgruppen in  V esteurop a", das der 

CDS a l t  der BrUnner B urschenschaft L lb e r ta s  zu 

Aachen in  Aachen v e r a n s ta lte te , u .a . M ichael V a lk e r  

(London) und Robert S tre u c k e rs  (B rü s s e l)  a ls  R e fe r ­

en ten  anwesend. Nach E rkenn tn issen  von G erry  Gable, 

D ire k to r  des a n t ifa s c h is t is c h e n  Magazins 

" S e a rc h lig h t"  ln  G ro ß b rita n n ie n  , i s t  M ichae l V a lk e r  

" e in e  der e in f lu ß r e ic h s te n  Personen ln  der Szene der 

Neuen Rechten" und " fü h re n d e r F u n k tio n är der NF 

(N a t io n a l F ro n t)"  sowie G e s c h ä fts p a rtn e r  des 

U berfU hrten  ita l ie n is c h e n  T e r ro r is te n  Roberto  

F io r e ."•»** Ferner is t  V a lk e r  L e i te r  d e r r a s s is t i ­

schen Z e i t s c h r i f t  "S co rp io n ", d ie  fü r  "Verbindungen  

zwischen der Neuen Rechten in  der B undesrepublik  

Deutschland und ln  F ra n k re ich  m it der k u ltu r e l le n  

und ökologischen Rechten ln  C ro ß b r lta n n ie n " -* *s o rg t .  

W e ite rh in  Is t  M ichael V a lk e r eng m it A la in  de 

B en o is t, den Germanen- und K e lte n fü rs t  d e r -  Neuen 

Rechten in  F ra n k re ic h  verbunden. Robert S treu ck e rs  

wiederum g eh ö rt den R edaktionskom ltee der 

fran zö s is c h e n  "N o u v e lle  Ecole" und "e lem ents" an; 

führende Z e i ts c h r i f te n  um de B en o is t.

Damit waren wohl m it 

Aussetzungen des J 

"Gewähr fü r e in e  den 

der lie h e  A rb e it"  zu

S ic h e rh e it  d ie  Förderungsvor- 

ug en dw o hlfahrtsgesetzes  -  wie 

Z ie le n  des G rundgesetzes f ö r -  

b le te n , n ic h t g e w ä h r le is te t . So

s c h re ib t  der s o z ia ld e m o kra tis ch e  In fo rm a tio n s d ie n s t  

"Selbstbestim m ung und E in g lied e ru n g " am 2 4 .November 

1987: "Zum Thema Kürzungen aus dem Bundesjugendplan 

h a t der P arla m e n ta ris ch e  S ta a ts s e k re tä r  Anton 

P f e i f f e r  (CDU) dem Bundestagspräsidenten un ter  

anderem ml I g e l e t l t .  daß e in e  Prüfung des GDS wegen 

des V erd ach ts . re c h ts e x tre m is tis c h e  Tendenzen zu 

v e r fo lg e n . Im Cange s e i .  Nachdem d ie  Förderung des 

CDS 1986 um e in  D r i t t e l  r e d u z ie r t  worden war, s e i 

s ie  in  diesem Jahr - b is  zum Abschluß der P rüfung- 

v o r lä u f ig  ausgesetzt worden. Es bestehe der 

V e rd ac h t, daß d ie s e r  Verband keine Gewähr mehr fü r  

e in e  dem Grundgesetz fö r d e r lic h e  A rb e it  b ie t e t . "  

W e ite re r  R eferen t au f dem Seminar ln  Aachen war 

P*-««t  Bahn. bundesdeutscher N a t io n a lre v o lu tio n ä r ,  

der s ic h  mit k e lt is c h e n  Volksgruppen ln  Westeuropa 

b e s c h ä ft ig te . •**'' D ie zunehmende Bedeutung der 0DS- 

Seminare und deren h o c h k a rä tig e  R eferen ten  tragen  

dazu b e i. daß d ie  re c h te  Presse s e i t  Anfang der 

a c h tz ig e r  Jahre u .a . auch dem GDS e ine  "besondere  

Förderung" e r w e i s t ; ' s o  z .B . besonders ln  "N ation  

Europa" und der S tu d e n te n ze itu n g  "Münchner F r e i ­

h e i t " ,  d ie  bundesw eit v e r t r ie b e n  w ird  und la u t  

Eigenangaben e in e  A u fla g e  von 10.000 Exemplaren 

h a t. • ' • '

R efe ren ten  au f CDS-Seminaren waren schon 

P r o f . D r.V o lfg an g  S e i f f e r t .  C enera l a .0 .  Cünther 

K ie ß lin g , Günther r*eck*>rt (ehem aliger B und esvorsit- 

’zender der JK. h e u tig e r  ~ l» e u ts c h « -L ls te " -S ta d tre t in  

Veinheim  und "Freund" von Jean Marie le  Pen) oder 

auch V i1 helm S tä g lic h  (A u to r des Buches der 

"A usch w itz-M ytho s". "Freund" von Thies C h r is to p h e r ­

sen -  L e ite r  der " B U r g e r -u .B a u e rn ln l t ia t iv e " ) .

Aber auch F r i t z  H l f / l e r .  n a t io n a ls o z ia l is t is c h e r  

R e ic h s film in te n d a n t von 1939 -43 . V o lf Schenke, heu­

t ig e r  N a t lo n a lre v o lu tio n ä r  und frü h e re r  Korrespon­

dent des "V ö lk is c h e n  B eobachters" oder D r .A lfre d  

A rd e lt .  U n d u s v o rs itz e n d e r  Nord des "V ltlk o b u n d e s " , 

gaben s ich  d ie  Ehre. a u f CDS-Seninaren zu r e f e r i e ­

ren .

Daß der GDS " k e in e  Cewähr mehr fü r  e ine  dem Grund- 

eese tz  fö r d e r lic h e  A rb e it  b ie t e t " ,  dokum entiert 

deren  2 . B und esvorsitzender P e ter BowJorf am besten. 

Sn war d lc s r r  während s e in e r  A m tszeit a ls  S t e l lv e r ­

tre te n d e r  O D S -V o rs ltzen d er (ab  2 5 .A p r il 1981) auch 

b is  1984 Herausgeber d e r n e o fa s ch is tis c h e n  Z e i t -  

s c h r i l l  " A k t i o n " , . .  n
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Natrionaldem okratischer Studentenbund (NHB)

Studentischer Ableger der KPD: der

KatlonQldcmnkrntlcchc nochschulbund (HUB)

Der " Hationalderookratische Hochschulbund" (WHB) mit 

Sitz in München, der in "kritischer Solidarität" zur 

HPD steht, vertritt seiner Satzung nach "die 

nationalderaokratische Grundhaltung an den deutschen 

Universitäten und Hochschulen".1’

Gegründet wurde der NHB in Dezember 1966 in Tübin­

gen, um, so das damalige HPD-Parteiorgan "Deutsche 

Nachrichten" (DH), "der politischen Bewußtseinsbil­

dung innerhalb der Studentenschaft im Sinne der 

erklärten Ziele der NPD zu dienen," sowie der 

"intellektuellen Sturrotruppe der bolschewistischen 

Veitrevolution" -' ’an den bundesdeutschen Univer­

sitäten Einhalt zu gebieten.

2 Jahre nach seiner Gründung umfaßt der NHB 17 

Ortsgruppen mit rund 250 Mitgliedern. Dagegen weist 

der Bundesverfassungsschutzbericht vom Jahr 1986 

"nur" noch ca.30 Mitglieder an den Hochschulen in 

München, Erlangen, Saarbrücken, Köln und Wuppertal 

auf. *• ln den letzten Monaten scheint sich die Lage 

des NHB -parallel zun Stiroroenaufschwung der NPD- 

wieder zu verbessern. So zählt der NHB allein an der 

Universität Konstanz zwischen 15 und 20 aktive 

Mitglieder!*•

Seine Mitglieder und Sympathisanten rekrutiert der 

NHB vorrangig "an relativ unpolitischen Fachberei­

chen (Jura, Naturwissenschaften, Medizin)"***. Her­

vorgetan hat sich der NHB insbesondere bei farben­

tragenden studentischen Verbindungen, wo er als 

"verlängerter Arm der NPD an den Hochschulen”*1* 

fungiert. Dominiert wird der NHB in seinen politi­

schen Aktivitäten von der am 28.11.1964 in Hannover 

gegründeten Mutterpartei, NPD, die der Studentenor­

ganisation bisher keine eigenständige politische 

Kompetenz einräuroen wollte. Durch die enge Anbindung 

an die NPD gerät auch der NHB in den 70er Jahren mit 

in deren schwere Krise, die nit starken

Mitgliederverlusten verbunden ist, von der sich, auch 

dar NHB -trotz des neuerlichen Aufschwunges- bis 

hdute nicht erholt hat. Er spielt in studentischen 

Leben-trotz des 1986 lO.OÖOfach vertriebenen "NHB- 

Reportes"/*- faktisch keine Rolle mehr. Die 

weiterhin bestehende starke Anbindung des NHB an die

Nationalderookratie zeigte sich auch beim letzten 

.Bundeskongreß der "Jungen Nationaldenokraten" (JH>, 

der aro 12./13. September 1987 in Dillingen/Sanr 

stattfand. Dort wurde der 29-jährige Karl-Heinz 

Sendbühler, langjähriger NHB-Funktionär, der in 

München Komrounikationswissenschaften studiert, neuer 

Bundesvorsitzender der JN.*> Sendbühler wurde schon 

auf dem JN-Bundeskongreß zuvor, an 26./27.Oktober 
1985 in München, zweiter Bundesvorsitzender der JN. 

Zu diesem Zeitpunkt hatte Sendbühler in 

Personalunion auch das Amt des Bundesvorsitzenden 

des NHB inne. Die personellen Verbindungen zwischen 

NHB und JN dokumentieren die enge Verbindung zur

•
ln die Schlagzeilen geriet Sendbühler im Frühjahr 

1987, als er in seiner Eigenschaft als Bundes­

vorsitzender des NHB folgende* Schreiben an alle 

Vertretungen der österreichischen Hochschulschüler­

schaft (DH) richtete:

"Mit Erstaunen mußten wir erfahren, daß dem deut­

schen Volk in Österreich das freie Wahlrecht vor­

enthalten wird und insbesondere die Aktion Neue 

Rechte (ANR) von den Hocbschülerschaftswahlen aus­

geschlossen ist, weil sie sich zur deutschen Nation 

als politisch bindender Einheit bekennt.

Wir hoffen auf Ihr Einverständnis, daß wir als 

Deutsche eine derartige Diskriminierung und Unter­

drückung der Deutschen in Österreich nicht hinnehroen 

können.

Wir betrachten Sie und Ihre Institution daher n ^ ^ t  

als frei gewählte Vertretung der deutsch-österrei­

chischen Studentenschaft und werden daher die Wahr­

nehmung der Anliegen der deutsch-österreichischen 

Ilochschüler sowie die Aufklärung der bundesdeutschen

f

S

öffc-r.tl ichlceit über den deutschfeindlichen 

Gesinnungsterror in Wien in Angriff nehmen.

Wir fordern Sie auf, unverzüglich für eine Herstel­

lung des freien Wahlrechts und der Freiheit des na­

tionalen Bekenntnisses der Deutschen in. Ihrem 

Bereich zu sorgen. Ansonsten sind Sie für alle Kon­

sequenzen rechtlicher uqd politischer Art verant­

wortlich. "•*»

Der NHB, der bei Vahlen regelmäßig zur Unterstützung 

der NPD aufruft, unterstützt damit auch folgende 

Forderuhgen der Nationaldemokratie, die diese 

beispielsweise bei den baden-württembergischen 

Landtagswahlen 1988 artikulierte:

"Volksabstimmung bei wichtigen politischen Fra- 

gen/Asyl nur für politisch Verfolgte/Wahlrecht und 

Heimatrecht nur für uns Deutsche/Unterstützung der 

deutschen Bauern, nicht der EG/Viederherstellung der 

Inneren Sicherheit/Einhalt der Kriminalität, 

Rückhalt für unsere Polizei/FUrsorge für Opfer, 

nicht für die Täter/Arbeitsplätze vorrangig für 

Deutsche/Förderung von Eigeninitiative, Handwerk und 

Mittelstand/Entschieden für die freiheitlich­

demokratische Grundordnung/Eintreten für eine 

geistig-moralische Wende/FUr das ungeborene Leben! 

Ja zum Kinde!-Ja zur Zukunft!",0>

u

"Republikanischer*'

Hochschuilverband

(RHV)

" R e p u b l i k a n i s c h e r  H o c h s c h u i v e r b a n d "  (RHV) g e g r ü n d e t  ^

Nach A n g a b e n  der R E P - f r e u n d l i c h e n  Z e i t u n g  " Ju n g e  F r e i h e i t "  (JF) 

hat sich am 1 6 . Mai 1989 in M ü n c h e n  der " R e p u b l i k a n i s c h e  H o c h ­

s c h u i v e r b a n d "  gegründet.. D ie se r  v e r s t e h t  sich als o f f i z i e l l e r  

S t u d e n t e n v e r b a n d  der R e p u b l i k a n e r ,  der z u g l e i c h  S t u d e n t e n  und 

J u n g a k a d e m i k e r  v er einigt. Der r e c h t s r a d i k a l e  H o c h s c h u i v e r b a n d  

RHU, der u nt er  W o h l w o l l e n  der P a r t e i  g e g r ü n d e t  w u r d e  (so ü b e r ­

b r a c h t e  die R E P - B u n d e s g e s c h ä f t s f ü h r e r i n  C e n t a  H i r s c h  die G rüße 

des V o r s t a n d e s ) ,  hat sicti als e i g e n s t ä n d i g e r  V e r e i n  u n a b h ä n g i g  

von der P ar te i  k on st i t u i e r t .  An s ei ne r  S pi tz e  s t e h e n  3 g l e i c h ­

b e r e c h t i g t e  Sprec he r:  A l e x a n d e r  von S c h r e n c k - N o t z i n g  (Sohn des 

. " C r i t i c o n " - H e r a u s g e b e r s  und W M F - G r o ß a k t i o n ä r s  C a s p a r  von S c h r e n c k -  

Notzi ng ),  H a n s - U l r i c h  Kopp und A l e x a n d e r  Wol ff .

Nac h  E i g e n a n g a b e n  will der RHV in n ä c h s t e r  Zeit an a llen H o c h ­

s c h u l o r t e n  in der BRD mit O r t s v e r b ä n d e n  in E r s c h e i n u n g  treten.

Auf die Frage, ob der RHV eine K o n k u r r e n z  zum RCDS darst el le , 

a n t w o r t e t e  S c h r e n c k - N o t z i n g , daß es "'nic ht  b e a b s i c h t i g t ' "  sei, 

"'eine P r n k t i k a n t e n b ö r s e  zu eröffnen'"..

Dem RHV, der sich "ganz o f f e n s i c h t l i c h  ols S p e e r s p i t z e  der n o t ­

w e n d i g e n  ' I n t e l l e k t u a l i s i e r u n g ' "  der REP a n s i e h t ,  b leibt 

das g l e i c h e  S ch i c k s a l  wie den " J u n g e n  R e p u b l i k a n e r n "  ( g e g r . : 1 9 8 7 )  

zu w ü n s c h e n .  D ie s e  haben sich z w i s c h e n z e i t l i c h  in W o h l g e f a l l e n  

a u f g e l ö s t .

A NT ON  M A E G E R L E

P S ♦: Ich habe die . n i c h t - g e s c h l e c h t s s p e z i f i s c h e  S c h r e i b w e i s e  

in den A n g a b e n  des RHV für d i e s e n  A r t i k e l  ü b e r n o m m e n .
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Rechtextremismus und Hochschulen

Recht sextreiismus
Ein Thema für die Hochschulen

Ob es nun. die rechtsextremistischen 
Schmierereien - meist auf Männerklos - 
oder die großen Probleme unserer aus­
ländischen Kömmilitonlnnen bei der 
Wohnungssuche sind; rechtsextreraes und 
ausländerfeindliches Denken macht na­
türlich vor den Hochschulen nicht 
halt. Am 18.5. sollte sich in München 
eine bundesweite Hochschulgruppe der 
"Republikaner" gründen. In Köln hat 
der RFS (Ring freiheitlicher Studen­
ten) den Kreisverband der "Republika­
ner" aufgebaut und RFS-Funktionäre 
sind gleichzeitig "Republikaner"-Funk- 
tionäre oder Funktionäre der NPD.
In diesem Artikel sollen Analysen über 
das Erstarken der rechtsradikalen Par­
teien dargestellt, Fakten gegen Vorur­
teile zum Thema Ausländer und Asyl ge­
setzt und der Zusammenhang aufgexeigt 
werden, warum es gerade an Hochschulen 
dringen notwendig ist, sich mit diesem 
Thema zu befassen.

Die Wahlerfolqe der "Republikaner" und
der HPD
Nach den Wahlen in Berlin und Hessen 
und den Erfolgen der rechtsextremen 
Parteien machte sich zuerst Entsetzen 
und Ratlosigkeit breit. Rufe nach ei­
nem sofortigen Verbot der ‘"Republika­
ner" und der NPD klingen eher hilflos 
und werden das Problem nicht lösen. 
Rechtskonservative Zeitungen (z.B. 
FAZ) hielten die Rechtswähler gar für 
arme, verirrte Demokraten, nach dem 
Motto: "Gebt ihnen eine Wohnung, dann 
werden sie schon wieder richtig wäh­
len".
Die Reaktionen bei den Parteien rei­
chen bei der CDU bis zur Anbiederung 
an die "Republikaner", wie einige 
Äußerungen von CDU-Amtsträgern zeigten 
- angeblich Ausrutscher, die schnell 
wieder korrigiert wurden.
Die CSU meinte sogar, daß die "Reps" 
mit CSU-Programmatik gewonnen hätten.

Die Entwicklung der Zunahme rechtsex­
tremer Parteien bei den Wahlen hatte 
schon früher begonnen. In Bremen hat 
die "DVU-Liste D", das Wahlbündnis von 
NPD und DVU schon vorher "Erfolg" ge­
habt. In Berlin haben die "Republika­

ner" 11 Sitze und 14,3% der 
Jungwählerstimmen bekommen. Analysen 
des Wählerpotentials zeigen, daß nicht 
mehr Männer über 65 die Hauptwähler­

gruppe sind, sondern überdurch­
schnittlich viele Jung- und Erstwähler 
im Älter von 18-24 Jahren. Aus dieser 
Altersgruppe haben in Berlin 20% der 
Männer und 8-9% der Frauen (das ist 
neu!) die "Reps" gewählt.t Forschungs­
ergebnisse zeigen, daß die Wählerinnen 
nicht nur aus sozial-deklassierten 
Schichten kommen, sondern auch solche 
sind, die ihren bescheidenen Wohlstand 
durch hohe Mieten, hohe Arbeitslosig­
keit, Konkurrenz der Bevorzugung von 
Aussiedlern gefährdet sehen und außer­
dem enttäuscht sind von "inkompetenten 
und korrupten Parteien".

Rechtspopulistische Brückenpartei 
Wilhelm Heitmeyer, Pädagogikdozent an 
der Uni Bielefeld, der sich seit 
langem in Untersuchungen und 
empirischen Studien mit Rechtsextre­
mismus bei Jugendlichen beschäftigt, 
hat die "Republikaner" eine 
"rechtspopulistische Brückenpartei" 
genannt. Durch diese neue Partei ist 
es möglich, den Weg ins Rechtsextreme 
Schritt für Schritt zu gehen, sozial 
akzeptiert und quasi demokratisch. 
Vorher war dieser Schritt, z.B. zu den 
Jungen Nationaldemokraten (Jugendorga­
nisation der NPD) eher ein Sprung für 
Jugendliche.
In Untersuchungen ist festgestellt 
worden, daß man dann, wenn zwei 
Orientierungsmuster zusammenfallen, 
von rechtsextremem Gedankengut
sprechen kann:
1. ) die Ideologie der Ungleichheit

und Ungleichwertigkeit, die sich 
z.B. in Nationalismus oder Sozi­
aldarwinismus äußert. (In einer 
Untersuchung von 1985 stimmten 
über 40% der 16-17jährigen (die 
heutigen Jungwähler) derartigen 
Gedanken zu.)

2. ) Die Akzeptanz von Gewalt oder
sogar Gewaltanwendung.

Ursachen
Drei Punkte, die Ursachen für diese 
Entwicklung der Denkmuster sind, kön­
nen hier angeführt werden:
* Durch Ohnaachtserfahrungen ge­

winnt Gewalt an Akzeptanz und 
Attraktivität, da sie eindeutig 
ist, Selbstbestätigung und Er­
folg bringt. Die alltägliche Er­

fahrung "Der Stärkere setzt sich 
durch"" wird dann zur politi­
schen Forderung "Der Stärkere 
soll sich durchsetzen".

* Die zunehmende Vereinzelung und 
Orientierungsprobleme vieler Ju­
gendlicher. Es gibt keine klare 
Zugehörigkeit mehr zu sozialen 
Gruppen, über die sich eine 
Identität bilden kann. In unse­
rer Gesellschaft gibt es 
Zugehörigkeiten fast nur noch 
leistungsbezogen oder unter dem 
Aspekt Macht oder Geld. 
In dieser Situation gewinnen 
"Naturmerkmale" (Hautfarbe, Na­
tion, Rasse...) an Bedeutung, 
die unabhängig sind vom Lei­
stungsprinzip. Die nationale 
Stimmung wirkt so als Bindemit­
tel. Autoritär-nationalistische 
Leitbilder werden als Antworten 
auf den Orientierungsbedarf ge­
geben.

* Rechtsextreme Gruppen werden
auch durch die sozial-ökonomi­
schen Bedingungen erst möglich. 
Das Potential an
Fremdenfeindlichkeit nimmt
erwiesenermaßen in Zeiten von 
ökonomischer Krise und Zeiten 
von Suche nach Identitäten zu.

Republikaner und die "Union"
"Die Republikaner haben in ihrem Pro­
gramm nichts Neues erfunden. Das 
meiste haben sie von uns 
abgeschrieben." (Alfred Dregger, Vor­
sitzender der CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion im Pressedienst v. 
2.2.1989). Die Politik der CDU/CSU hat 
die • "Republikaner" erst hoffähig 
gemacht. Versatzstücke rechtsextremen 
Gedankenguts haben schon seit Jahren 
Einzug in die Parlamente gehalten. Es 
gibt eine Übereinstimmung von 
rechtsextremen Anschauungen und denen 
des rechten CDU/CSU-Flügels. Drei
Politikfelder seien hier als Beispiel 
genannt, in .denen die "Stahlhelraer" 
der CDU und NPD oder DVU überein­
stimmen:

Deutschlandpolitik (Wiedervereini­
gung)
- Innen- und Sicherheitspolitik (Gegen 
"Chaoten")
- Ausländer- und Asylpolitik.
Wir erleben derzeit (z.B. im Frankfur­
ter CDU-Wahlkampf), daß die CDU/CSU 
den Versuch macht, rechtsextremes Ge­

dankengut durch Übernahme ins eigene 
zu entschärfen.

AusländerInnenfeindlichkeit 
Das Problem sind nicht die Auslände­
rinnen selbst, sondern die Vorurteile 
und die Politik gegen sie. Die zuneh­
mende Ausländerfeindlichkeit beruht 
auf Unwissenheit, politisch bewußt ge­
steuerten Fehlinformationen und ge­
zieltem Schüren von Vorurteilen.
Am 15.3.1989 hat das Europaparlament 
mit einer Mehrheit von 86% die 
rechtsverbindliche Einführung des kom­
munalen Wahlrechts für alle EG-Bürge- 
rlnnen der EG gefordert; mit den Stim­
men der CDU-Europaparlamentarierlnnen. 
In der BRD bilden Ausländerinnen (EG 
und Nicht-EG zusammen) 7% der Wahlbe­
völkerung. Deshalb muß es weiter un­
sere Forderung sein, hier kein "Drei- 
Klassen-Wahlrecht" (Deutsche, EG-Aus- 
länderlnnen und Nicht-EG-Ausländerln- 
nen) , sondern das Kommunale Wahlrecht 
für alle hier Lebenden einzuführen. Es 
kann nicht angehen, daß weiterhin un­
ter dem Kriterium "Staatsangehö­
rigkeit" einem Teil der Menschen ihre 
politischen Mitwirkungsrechte . vorent­
halten werden.

Asylrecht
Helmut Kohl am 13.8.86 in der Bild- 
"Zeitung": "Der Asylantenstrom muß ge­
stoppt werden!" Dieses Zitat und ähn­
liche, wie z.B.: "Die BRD ist kein 
Einwanderungsland", lassen fast ver­
gessen, daß es um Verfolgte und 
Flüchtlinge geht, die ihre Heimat ver­
lassen mußten. Schon ein Zahlenver­
gleich zeigt, daß der BRD wirklich 
kein "Asylantenstrom" droht:
In der BRD werden 9% der Asylbewerbe­
rinnen anerkannt, in Frankreich 40%, 
in Italien 50% und in Dänemark 72% - 
dies, obwohl gerade Unions-Kreise im­
mer wieder betonen, daß die BRD als 
einziges Land das Asylrecht in den 
Grundrechtskatalog des Grundgesetzes 
aufgenommen hat. Im Vergleich zu ande­
ren europäischen Ländern werden Asyl­
bewerberinnen bei uns ärmlich ver­
sorgt .
Der Begriff "Wirtschaftsflüchtling" 
wird dazu benutzt, Asylsuchenden die 
Notwendigkeit zu Flucht abzusprechen, 
ihnen einen Mißbrauch des Asylrechts 
vorzuwerfen und damit die Henschen- 
rechtsproblematik herunterzuspielen. 
Nicht die Flüchtlinge mißbrauchen das 
Asylrecht, sondern die Flüchtlinge
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werden für die P r o f i l i e r u n g  einer 
rechten Politik m i ßb rau ch t.

K uropaparolen
Die "DVU-Liste D", ein Wahlbündnis der 
DVU und der NPD, wirbt mit der Parole 
"Erst Deutschland. Dann Europa" um 
Stimmen bei der Europawahl und schlägt 
damit voll in die Kerbe der 
Vorurteile, die BRD sei eh nur Zahl­
meister der EG und würde ständig be­
nachteiligt. '*
Die Parole der CDU "Radikale und SPD. 
Wohlstand ade" beruht auf unmöglicher 
Grün-"Republikaner"-Gleichmacherei. 
Gerade bei dem Thema Europa kann sich 
zeigen, ob Verte wie Solidarität, 
Internationalismus, Gerechtigkeit,
multikulturelle Gesellschaft und ein 
soziales, ökologisches und demokrati­
sches Europa als überzeugende Alterna­
tiven der Linken entgegengesetzt wer­
den können.

Hochschule - Ort des kritischen Den-
.kens?
Schon 1952 hat Max Horkheiraer als Rek­
tor der Uni Frankfurt das Kritische 
Denken an den Hochschulen gefordert. 
Seine damals geäußerte Kritik ist an­
gesichts der heutigen Bildungspolitik 
höchstaktuell. Er kritisierte die 
anonymen Herrschaftsverhältnisse, in 
denen Wissenschaft und Studium nur den 
Zweck haben, dem Menschen Rüstzeug zur 
Gewährleistung seines späteren
Funktionierens in der Gesellschaft - 
in der Regel eine ökonomische Funktion 

zu geben. Das führt dazu, daß 
der/aie Studierende sich an bestehende 
Verhältnisse und Denkraodelle anpassen 
soll.
Dagegen setzt Horkheimer das Bildungs­
ziel, daß die Hochschule eigentlich 
haben sollte: Die Aneignung der Fähig­
keit zum kritischen Denken.
Auch in der aktuellen hochschulpoliti- 
schen Diskussion tauchen Begriffe wie 
"emanzipatorische Funktion von Bil­
dung" und "Demokratie und Mitbestim­
mung" auf. Unsere Hochschulen haben 
dringend die Demokratisierung nötig, 
die mehr Transparenz in Wissenschaft 
und Forschung und mehr Beteiligung und 
Mitbestimmung der Studierenden erfor­
dert .
Verantwortlichkeit und Wahrnehmung von 
Verantwortung, Diskussion
gesellschaftlicher Entwicklungen, wäre 
unbedingt erforderlich an den Hoch­
schulen. Nur durch Reformen, eine um­

fassende Demö kra ti sie ru hg dei- Hech*- 
schulen, kann der An s p r u c h  erfüllt 
werden, zu kritischem henk en Z u  htefä*- 
higen statt ve rs thu lt 4pu paukeiu 
Verantwortung und T o l e r a n z t demokratla­
scher Umgang miteinander, Öf fe hhe it 
und Emanzipation sollten das Lehren, 
Lernen und Forschen an Ho ch sch ul en h ä *  

stimmen.
Fakten, gegen. Vorurteile, Au fk lär un g 
und Diskussion können dazu Beiträgen, 
daß sich Fr emdenfeindlichkeit ühd neue 
Rufe nach einem "Deutschland Über äl*- 
l.es" nicht weiter an den Ho ch sch ul en 
breit machen. In diesem Sinne ist auch 
dort eine rege Diskussion der neuen 
rechtsextremen Tendenzen und ein pöli^ 
tisches Mandat der Studierenden drin* 
gend nötig.

s)

Kerstin Griese
stellv. AStA-Vorsitzende
Heinrich Heine Uni Düsseldorf
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2,- DH pro Stück

Herausgeber und Besteiladresse:

Volksfront gegen Reaktion, Faschismus und Krieg 

(Westberlin)

Czemlnskistr. S, 1 Berlin 62 

oder:

AStA der TFH Berlin 

Luxemburger Str. 10. 1 Berlin

“Republikaner", Ring freiheitlicher Studenten

Antifa-AG an der TFH Berlin

Luxemburger Str. 10, 1 Berlin

zahlreiche Flugblätter und Info-Material1en

An1tfa-AK 1« AStA der Un1 Köln 

Universltatsstr. 10, S Kölkn 41 

Tel.: 0221/472995

Broschüre zum rfs u.a., Archiv, viele Zeit­

schriften- Abos

AStA Uni Bochim

Un1vers1tAtsstr., 463 Bochum 1,

Tel.: 0234/7007643 o. 2313

Rechteextrem 1 et leche Studentenorganisationen en 

btndesdeutechen Hochechulen - 1m besonderen der 

COS

AK Antifaschismus, Postfach 1161, 7524 Ostringen

Rechteextrem Imieun en bcndeodoutochen Hochechulen

Broschüre, horausgegoben von den Juso-Hochschul- 

gruppen, Ollenhauer Str., 53 Bonn 1

Rechteextrem lernt m  Im VormerechT 

Arbeitsheft B4 , Juso-Hochschulgruppen

Anti feechl et lecher Informetlonedlenet

erscheint 6-wöchig, Pressesplegel mit Eigenarti­

kel

zu bestellen bei:

AW-BJW Baden; Postfach 1169, 75 Karlsruhe

Gegen Feechlemue und Rassismus ln Europa

Broschüre, herausgegeben von der sozialistischen 

Fraktion des EP, Rue Belliard 95-113, B1040 Brüs- • 

sei

Buch:

Rechte von der Union - Personen, Organisationen, 

Parteien seit 1315

aktuelles Nachschlagewerk,

36, -

Knesebeck u. Schüler, Postfach 140 560. 8 München 

5

Freiheit ind Recht 

Periodika, zweimonatig

herausgegeben vom ZDWJ (Zentralverband Demokrati­

scher Widerstandskämpfer und Verfolgtenorganisa­

tionen e.V.),

Königswlnterer Str. Str. 716, 53 Bonn 3

Antlfmochtet leches Infoblmtt

erscheint alle 2-3 Monate

20,- CH für 5 Ausgaben

Schwerpunkt Fob./Marz: Republikaner

zu bestellen bei:

Gneleenaustr. 2a, 1 Berlin 61
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bi Ick nach Rechte

Zeitschrift, erscheint 14-täglg 

Abo-Preis: pro Jahr 117,- DM

Herausgeber u. Bestelladresse: 

Sozialdemokratischer Pressedienst GmbH 

Heuss-Allee- 2-10, Pressehaus 1/217 

Postfach 121408, 53 Bonn 1+

Tel.: 0226/215036

Burschenschaften

AStA GH Bamberg

8600 Bamberg, Feldklrchenstr

AStA Uni Münster 

Schloßplatz 1, 44 Münster,

Anti raschlet leche Zeitung (AntlFaZ)

1.5o DH pro Ausgabe, erscheint unregelmäßig

zu bestellen bei:

Altetadtschm1 ede

K e lle rs tr .1 0 , 4350 Recklinghausen

AStA Uni Trier 

Postfach 3825, 55 Trier

Gesamtdeutscher Studontonverband^lJOorbllck über 

rechtaextreme Zeitschriften und Organ lernt Ionen an 

Hochschulen

unregelmäßig erscheinendes AStA-Antifa-Info

Reader:

Neue Rechte 1n der BRD 

Rechtsextremlsmus bei Jugendlichen

AStA Un1 Dortmund

Postfach 50 05 00, 46 Dortmund 50

Faschisten kandidieren für die Meuordrtung Go-

Katalog antifaschistischer Literatur

Bestelladresse und Herausgeber:

Volksfront gegen Reaktion, Faschismus und Krieg 
(s.o.)

Inhalt:

Wahlprogramme der DVU, Republikaner, FAP 

staatliche Unterstützung

- Politik der europäischen Rechte 1m Eu­

roparlament

- antifaschistische Aufgaben 

Prele: 2,50 DM pro Stück

Rech teextrem 1 a

Broschüre, Sonderausgabe der Helneschen Post

AStA Uni Düsseldorf

Universltltsstr. 1, 4 Düsseldorf 1

Herausgeber und Besteiladresee:

Volksfront gegen Reaktion, Faschismus und Krie«!. 

Zentrale Arbeitsgruppe gegen raktlontre und fa­

schistische Formierung

Zülpicher Str. 7. 5 Köln 1. Tel.: 0221/245643


